
Satzung des Vereins Children’s Hope Home e.V. 

 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

 

1. Der Verein führt den Namen „Children’s Hope Home e.V.“ und hat seinen Sitz in 

Wiesbaden. 

 

2. Der Verein soll nach seiner Gründung in das Vereinsregister beim Amtsgericht 

Wiesbaden eingetragen werden und den Namenszusatz „e.V“ führen.  

  

3. Das Geschäftsjahr ist das laufende Kalenderjahr.  

 

§ 2 Vereinszweck 

 

Der Hauptzweck des Vereins ist die Unterstützung eines Waisenhauses in Kenia und die 

Förderung der dort lebenden Kinder und Jugendlichen im Bildungsbereich. 

Diese Zwecke werden insbesondere verwirklicht durch:  

1. Sanierung, Erweiterung und Ausstattung des Waisenhauses und dessen 

Einrichtungen wie z.B. Gemeinschaftsräume, sanitäre Einrichtungen, Schulgebäude 

und Bibliothek.  

 

2. Förderung der pädagogischen Betreuung und Weiterbildung der Kinder.  

 

3. Organisation und Einrichtung eines Patenschaftprogramms.  

 

4. Versorgung von Straßenkindern in Nairobi und Umgebung.  

 

5. Vermittlung von Freiwilligen zur aktiven Mitarbeit im Waisenhaus in einem 

definierten Zeitraum. 

Der Verein setzt sich darüber hinaus für die Förderung solidarischer Entwicklungs-

Zusammenarbeit auf allen Gebieten der Kultur und sozialer Ökonomie ein und beabsichtigt 

in der Erwachsenenbildung tätig zu sein. 

Zu diesem Zweck wird der Verein Kontakte und bei Interesse Partnerschaften zwischen 

Menschen, Organisationen oder Unternehmen in Kenia und Deutschland vermitteln.  

 



§ 3 Gemeinnützigkeit 

 

1. Der Verein verfolgt im Rahmen seiner Tätigkeit gem. § 2 der Satzung  

ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnittes 

“steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung (§51 ff. AO).  

 

2. Der  Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. 

 

3. Die Mittel des Vereins sind ausschließlich zu satzungsgemäßen Zwecken zu 

verwenden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.  

 

4. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.  

 

5. Bei Ausscheiden eines Mitgliedes aus dem Verein oder bei Vereinsauflösung erfolgt 

keine Rückerstattung etwa eingebrachter Vermögenswerte. 

 

 

§ 4 Mitglieder 

 

1. Mitglieder des Vereins können natürliche und juristische Personen werden, die sich 

bereit erklären, die Vereinszwecke und -ziele aktiv oder materiell zu unterstützen. 

 

2. Über die Aufnahme eines Mitglieds entscheidet der Vorstand. 

 

3. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod eines Mitglieds oder mit 

der Auflösung des Vereins.  Bei juristischen Personen auch durch Verlust der 

Rechtspersönlichkeit.  

 

4. Der Austritt eines Mitgliedes ist jederzeit möglich. Er erfolgt durch schriftliche 

Erklärung gegenüber dem Vorstand unter Einhaltung einer Frist von 2 Wochen.  

 

5. Der Vereinsausschluss erfolgt durch Beschluss des Vorstandes, wenn ein Mitglied 

gegen die Ziele und Interessen des Vereins schwer verstoßen hat oder die 

Voraussetzungen der Satzung nicht mehr erfüllt. Dem Mitglied muss vor der 

Beschlussfassung Gelegenheit zur Rechtfertigung bzw. Stellungnahme gegeben 

werden. 



6. Fördermitglied kann jede natürliche oder juristische Person werden. Über die 

Aufnahme eines Fördermitglieds entscheidet der Vorstand. Ein Fördermitglied kann 

durch einstimmigen Beschluss des Vorstands von der Mitgliederliste gestrichen 

werden, wenn es trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des Beitrags im 

Rückstand ist. Die Streichung darf erst dann beschlossen werden, nachdem seit der 

Absendung des zweiten Mahnschreibens zwei Monate verstrichen und die 

Beitragsschulden nicht beglichen sind. Die Streichung ist dem Fördermitglied 

mitzuteilen. 

 

7. Personen, die dem Zweck des Vereins in besonderem Maße gedient haben, können 

durch Beschluss des Vorstands zu Ehrenmitgliedern ernannt werden.  

 

§ 5 Organe des Vereins 

 

Die Organe des Vereins sind 

a) die Mitgliederversammlung  

b) der Vorstand 

 

§ 6 Mitgliederversammlung 

 

1.  Der Mitgliederversammlung gehören alle Vereinsmitglieder mit je einer Stimme an. 

2. Förder- und Ehrenmitglieder besitzen das Rede- und Antragsrecht auf 

Versammlungen, jedoch kein Stimm- oder Wahlrecht. 

 

3. Die Mitgliederversammlung findet mindestens einmal jährlich statt. Sie wird vom 

Vorstand schriftlich unter Angabe der Tagesordnung per Post oder e-Mail-Versand 

einberufen. Die Einladungsfrist beträgt 2 Wochen. Die Frist beginnt mit dem auf die 

Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Es gilt das  Datum des 

Poststempels bzw. des Postausgangs bei e-Mail-Versand. Das Einladungsschreiben 

gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied des Vereins 

schriftlich bekannt gegebene Adresse (auch e-Mail-Adresse) gerichtet ist.      

Anträge zur Mitgliederversammlung sind in der Regel mindestens eine Woche vorher 

dem Vorstand schriftlich einzureichen und sollen begründet sein. 

 



4. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn es das 

Vereinsinteresse erfordert. Auf schriftliches Verlangen von mind. 30 % aller 

Vereinsmitglieder hat der Vorstand binnen 6 Wochen eine außerordentliche 

Mitgliederversammlung einzuberufen.  

 

5. Jede ordnungsgemäß anberaumte (ordentliche oder außerordentliche) 

Mitgliederversammlung ist grundsätzlich ohne Rücksicht auf die Anzahl der  

erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 

 

6. Die Versammlungsleitung liegt in den Händen des/der Vorstandsvorsitzenden, bei 

Abwesenheit in der eines anderen Vorstandsmitgliedes. Bei Wahlen kann die 

Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlgangs und der vorangehenden  

Diskussion einem von der Mitgliederversammlung bestimmten Wahlausschuss 

übertragen werden. 

 

7. Art und Durchführung der Versammlung legt der/die Versammlungsleiter/in fest. 

Beschlüsse werden, sofern die Versammlung nicht etwas anderes bestimmt, offen 

und durch einfaches Handaufheben mit Stimmenmehrheit getroffen. Bei  

Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Abstimmungen müssen schriftlich 

und geheim durchgeführt werden, wenn mindestens 1/3 der anwesenden 

stimmberechtigten Mitglieder dies beantragen. 

 

8. Zu Satzungsänderungen, zur Änderung des Vereinszwecks und zu Beschlüssen über 

die Auflösung des Vereins sind ¾ der in der Mitgliederversammlung abgegebenen 

Stimmen der anwesenden stimmberechtigten Vereinsmitglieder erforderlich. 

 

9. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das 

vom jeweiligen Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Der/die Protokollführer/in wird von dem/der Versammlungsleiter/in bestimmt. 

Protokollführer/in kann auch ein Nichtmitglied sein. Das Protokoll soll  Feststellungen 

über Ort und Zeit der Versammlung, der Person des  Versammlungsleiters und des 

Protokollführers, die Zahl der erschienenen Mitglieder, die Tagesordnung, die 

einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung enthalten. Bei 

Satzungsänderungen soll der genaue Wortlaut angegeben werden. Das Protokoll wird 

von dem oder der Vorstandsvorsitzenden unterzeichnet und einem anderen 

Vorstandsmitglied gegengezeichnet. Es ist den ordentlichen Vereinsmitgliedern per e-

Mail-Versand zur Kenntnis zu geben. 

 

 

 

 

 



§ 7 Aufgaben der Mitgliederversammlung 

 

1. Die Mitgliederversammlung als das oberste beschlussfassende Vereinsorgan ist 

grundsätzlich für alle Aufgaben zuständig, sofern bestimmte Aufgaben gemäß dieser 

Satzung nicht einem anderen Vereinsorgan übertragen wurden. Die 

Mitgliederversammlung wählt aus der Reihe der Mitglieder den Vorstand.  

Gewählt sind die Personen, die die meisten Stimmen auf sich vereinigen. Die Wahl 

findet geheim statt. 

 

2. Die Mitgliederversammlung kann Mitglieder des Vorstandes abwählen. Hierzu  

benötigt sie die einfache Mehrheit der Stimmen aller Vereinsmitglieder. 

 

3. Die Mitgliederversammlung nimmt den jährlich vorzulegenden Geschäftsbericht des 

Vorstandes und den Prüfungsbericht des Rechnungsprüfers  entgegen und erteilt dem 

Vorstand Entlastung. 

 

4. Ihr ist insbesondere der Geschäftsbericht zur Beschlussfassung über die  

Genehmigung und die Entlastung des Vorstandes vorzutragen. Sie bestellt einen 

Rechnungsprüfer, der weder dem Vorstand noch einem vom Vorstand berufenen  

Gremium angehören und auch nicht Angestellter des Vereins sein darf, um die  

Buchführung einschließlich Jahresabschluss zu prüfen und über das Ergebnis vor der 

Mitgliederversammlung zu berichten. Der Rechnungsprüfer hat Zugang zu allen 

Buchungs- und Rechnungsunterlagen des Vereines. 

 

5. Die Mitgliederversammlung entscheidet z.B. auch über 

a) Berufung von Beiräten; 

b) Mitgliedsbeiträge; 

c) Satzungsänderungen; 

d) Auflösung des Vereins. 

 

6. Sie kann über weitere Angelegenheiten beschließen, die ihr vom Vorstand oder aus 

der Mitgliedschaft vorgelegt werden.  

 

 

 



§ 8 Vorstand 

 

1. Der Vorstand besteht aus mindestens 3 Personen. Die Amtszeit beträgt 3 Jahre. 

Wiederwahl ist zulässig. Die jeweils amtierenden Vorstandsmitglieder bleiben nach 

Ablauf ihrer Amtszeit im Amt, bis Nachfolger gewählt sind. 

 

2. Der Vorstand wählt aus seiner Mitte eine/n Vorsitzende/n, eine/n Stellvertreter/in 

und eine Person zum Schatzmeister. Wiederwahl ist zulässig. 

 

3. Der Vorstand beschließt über alle Vereinsangelegenheiten, soweit sie nicht eines 

Beschlusses der Mitgliederversammlung bedürfen. Er führt die Beschlüsse der 

Mitgliederversammlung aus. 

 

4. Der Vorstand fasst Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gilt ein 

Antrag als abgelehnt. Beschlüsse des Vorstands können bei Eilbedürftigkeit auch 

schriftlich oder fernmündlich gefasst werden, wenn alle Vorstandsmitglieder ihre  

Zustimmung zu diesem Verfahren schriftlich oder fernmündlich erklären. Schriftlich 

oder fernmündlich gefasste Vorstandsbeschlüsse sind schriftlich niederzulegen und 

von allen Vorstandsmitgliedern zu unterzeichnen.  

 

5. Über jede Vorstandssitzung ist eine Niederschrift zu fertigen, die zumindest Anträge 

und Beschlüsse wiedergeben muss. Der Vorstand wählt aus seiner Mitte eine 

Protokollführer oder eine Protokollführerin. Die Niederschrift ist von dem oder der 

Vorsitzenden und dem Protokollführer oder der Protokollführerin zu unterschreiben. 

Jeweils eine Abschrift des Protokolls ist den Mitgliedern des  Vorstandes und der 

Mitgliederversammlung zuzuleiten. Nach Ablauf von drei  Monaten seit Absendung 

des Protokolls ist die Anfechtung eines Beschlusses  unzulässig. Die Absendung ist 

vom Vorstand nötigenfalls durch eine entsprechende Bestätigung (z.B. Einschreiben) 

nachzuweisen. 

 

6. Der Verein kann gerichtlich und außergerichtlich von den Vorstandsmitgliedern 

einzeln vertreten werden. 

 

7. Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder Finanzbehörden aus 

formalen Gründen verlangt werden, kann der Vorstand von sich aus vornehmen.  

Diese Satzungsänderungen müssen der nächsten Mitgliederversammlung mitgeteilt 

werden. 

 

 

 



§ 9 Mitgliedsbeiträge 

 

1. Die Mitglieder und Fördermitglieder zahlen Beiträge nach Maßgabe eines 

Beschlusses der Mitgliederversammlung. Zur Festlegung der Beitragshöhe und -

fälligkeit ist eine einfache Mehrheit der in der Mitgliederversammlung anwesenden 

stimmberechtigten Vereinsmitglieder erforderlich. Der Beitrag eines Fördermitglieds 

aber ist nach obenhin offen und kann vom Fördermitglied selbst bestimmt werden. 

 

2. Ehrenmitglieder sind von der Beitragszahlung befreit.  

 

 

§ 10 Vereinsauflösung 

 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur von einer zu diesem Zweck einberufenen  

außerordentlichen Mitgliederversammlung mit ¾ Mehrheit der anwesenden 

stimmberechtigten Mitglieder beschlossen werden.  

 

2. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 

Vermögen des Vereins an den Verein Akaki e.V., der es unmittelbar und 

ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden 

hat.  

 

 

§ 11 Datenschutz 

 

1. Mit dem Beitritt eines Mitglieds nimmt der Verein seine Adresse, sein Alter und seine 

Bankverbindung auf. Diese Informationen werden in dem vereinseigenen EDV-

System / in den EDV-Systemen eines Vorstandsmitglieds gespeichert. Jedem 

Vereinsmitglied wird dabei eine Mitgliedsnummer zugeordnet. Die 

personenbezogenen Daten werden dabei durch geeignete technische und 

organisatorische Maßnahmen vor der Kenntnisnahme Dritter geschützt. Sonstige 

Informationen und Informationen über Nichtmitglieder werden von dem Verein 

grundsätzlich nur intern verarbeitet, wenn sie zur Förderung des Vereinszweckes 

nützlich sind (z.B. Speicherung von Telefon- und Faxnummern einzelner Mitglieder) 

und keine Anhaltspunkte bestehen, dass die betroffene Person ein schutzwürdiges 

Interesse hat, das der Verarbeitung entgegensteht. 



2. Der Verein informiert auf der Internetseite des Vereins über besondere Ereignisse. 

Das einzelne Mitglied kann jederzeit gegenüber dem Vorstand einer solchen 

Veröffentlichung schriftlich widersprechen, wenn diese seine personenbezogenen 

Daten enthält. Im Falle des Widerspruches unterbleiben in Bezug auf das 

widersprechende Mitglied weitere Veröffentlichungen. Personenbezogene Daten des 

widersprechenden Mitglieds werden von der Homepage des Vereins entfernt.  

 

 

3. Mitgliederverzeichnisse werden nur an Vorstandsmitglieder und sonstige Mitglieder 

ausgehändigt, die im Verein eine besondere Funktion ausüben, welche die Kenntnis 

der Mitgliederdaten erfordert. Macht ein Mitglied geltend, dass er die Mitgliederliste 

zur Wahrnehmung seiner satzungsmäßigen Rechte benötigt, händigt der Vorstand 

die Liste nur gegen die schriftliche Versicherung aus, dass die Adressen nicht zu 

anderen Zwecken verwendet werden.  

 

4. Der Verein kann im Falle einer schriftlich fixierten dauerhaften Kooperation mit 

einem Partnerverein diesem einmal im Jahr eine vollständige Liste der Mitglieder 

übermitteln, die den Namen, die Adresse und das Geburtsjahr enthält. Ein Mitglied 

kann dieser Übermittlung schriftlich widersprechen; im Falle eines Widerspruches 

werden seine personenbezogenen Daten auf der zu übermittelnden Liste geschwärzt.  

 

5. Beim Austritt werden Name, Adresse und Geburtsjahr des Mitglieds aus der 

Mitgliederliste gelöscht. Personenbezogene Daten des austretenden Mitglieds, die 

die Kassenverwaltung betreffen, werden gemäß der steuergesetzlichen 

Bestimmungen bis zu zehn Jahre ab der schriftlichen Bestätigung des Austritts  durch 

den Vorstand aufbewahrt. 

 

 

§ 12 Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt mit der Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. 

 

 

 

 

 


